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Zeitpunkt der gerichtlichen Hauptverhandlung oft nicht mehr 
sichtbar sind (vorübergehende schwere Entstellungen), die 
Frage nach der Anwendung des § 116 StGB in solchen Fällen 
aber allein vom Gericht zu beurteilen ist, bedarf es der be­
sonders sorgfältigen Aufklärung der sichtbar gewesenen Ver­
letzungsfolgen. Eindeutige ärztliche Aussagen sind auch dazu 
notwendig, ob nicht erhebliche Entstellungen dauerhaft sind.

Bei Mittäterschaft sind die Tatanteile jedes Beteiligten 
noch exakter aufzuklären, um die individuelle strafrechtliche 
Verantwortlichkeit gerecht in be- und entlastender Hinsicht 
zu bestimmen. Auch hier gilt, daß erst nach Ausschöpfung 
aller sachdienlichen Beweismöglichkeiten der Grundsatz „im 
Zweifel zugunsten des Angeklagten“ (§6 Abs. 2 StPO) anzu­
wenden ist.'1

Entsprechend der Forderung des Gesetzes nach Aufklärung 
der den Angeklagten be- und entlastenden Umstände ist auch 
zu prüfen, ob der Geschädigte den entstandenen Konflikt und 
die dadurch eingetretenen Folgen mit verursacht hat. Das ist 
sowohl für die Strafzumessung als auch für die Bestimmung 
der Höhe des Schadenersatzes von Bedeutung/1

Mehr Aufmerksamkeit ist der Prüfung zu widmen, ob eine 
Notwehr (§ 17 StGB) oder eine Notwehrüberschreitung Vor­
gelegen hat. Das ist nicht allein vom entsprechenden Vorbrin­
gen des Angeklagten abhängig. Zur Pflicht des Gerichts ge­
hört vor allem die Aufklärung und Darlegung der Notwehr­
situation bzw. einer eventuellen Überschreitung der Notwehr. 
Wesentlich dafür ist z. B., warum der Handelnde in eine zu 
rechtfertigende hochgradige Erregung versetzt wurde und des­
halb über die Grenzen der Notwehr hinausging. Diese Fragen 
müssen daher auch Bestandteil der Sachaufklärung spätestens 
in der Beweisaufnahme sein.3 4 5 6

Erneut ist auf die Bedeutung der Aufklärung und Feststel­
lung des Anlasses und des Motivs zur Tatbegehung hinzu­
weisen.0 Dies wird manchmal bereits im Ermittlungsverfah­
ren versäumt, so daß eingehendere Feststellungen in der oft 
wesentlich später stattfindenden Hauptverhandlung erschwert 
sind. Die exakte Aufklärung der Tatbegehung auch unter die­
sem Aspekt stellt eine unverzichtbare Forderung dar, und 
zwar sowohl hinsichtlich der Abgrenzung zum Rowdytum 
(§ 215 StGB) als auch der Beseitigung von Ursachen der Tat, 
der Beurteilung der Persönlichkeit des Täters und des geziel­
ten erzieherischen Einflusses auf ihn.7

Die Richtigkeit der angegebenen Motive ist zu überprüfen. 
Geben die Täter kein Motiv an bzw. können sie infolge Al­
koholeinflusses während der Tatbegehung keine ent­
sprechende Erklärung abgeben, sind aus dem objektiven Er­
scheinungsbild des Tatgeschehens Rückschlüsse auf die sub­
jektive Tatseite (einschließlich des natürlichen Verhaltens­
entschlusses bei Volltrunkenheit gemäß § 15 Abs. 3 StGB) zu­
lässig und erforderlich.

Zur Strafzumessung

Die Strafzumessungspraxis hat sich im Sinne der Orientie­
rungen der 3. Plenartagung des Obersten Gerichts weiter sta­
bilisiert. Als einheitliche Maßstäbe für die Rechtsprechung 
haben sich die in der Anlage zum Bericht an die 3. Plenar­
tagung vermittelten Kriterien zur Kategorisierung der 
Schwere von vorsätzlichen Körperverletzungen bewährt. Die 
Differenzierung der Strafe nach Art und Höhe entspricht 
dem Erscheinungsbild vorsätzlicher Körperverletzungen. 
Überwiegend handelt es sich um Straftaten mit nicht erheb­
lichen Auswirkungen, so daß zutreffend vielfach auf Strafen 
ohne Freiheitsentzug erkannt wird.

Gegenüber — vor allem einschlägigen — Rückfalltätern 
wird zutreffend mit harten Strafen reagiert.8 9 Auch gegen 
Ersttäter werden längere Freiheitsstrafen ausgesprochen, 
wenn sowohl die Art und Weise der Tatbegehung und ihre 
Folgen als auch das Motiv eine brutale, rücksichtslose Miß­
achtung der Gesundheit anderer offenbaren.

Konsequent und nachhaltig werden ebenfalls jene Täter 
bestraft, die im Zusammenhang mit Alkoholmißbrauch er­
hebliche Körperverletzungen begehen. Das entspricht den 
Orientierungen der 3. Plenartagung. Die Bezirksgerichte haben 
in einer Reihe von Fällen im Wege der Kassation fehlerhaft 
milde Urteile kassiert und damit die notwendige Anleitung 
gegeben.

Verurteilungen auf Bewährung werden überwiegend rich­
tig angewendet. Zutreffend werden neben dieser Strafe häufig 
Zusatzgeldstrafen ausgesprochen. Sie sind in der Regel be­
sonders geeignet, die Wirkung der Hauptstrafe zu verstärken. 
Mehr Aufmerksamkeit ist jedoch dem richtigen Verhältnis 
zwischen Tatschwere und angedrohter Freiheitsstrafe einer­
seits und zwischen Schwere der Tat und der Dauer der Be­
währungszeit andererseits zu widmen. Hier treten mitunter 
noch Fehler auf.

Im Interesse des Geschädigten ist noch mehr auf eine 
schnelle Wiedergutmachung des Schadens durch Festlegung 
kurzfristiger Zahlungstermine (als Bestandteil der Bewäh­
rung) zu achten. Besonders bei hohen Schäden bzw. Aus­
gleichszahlungen gemäß § 338 Abs. 3 ZGB ist gründlicher die 
Anordnung des Arrestes zur Sicherung der Ansprüche des 
Geschädigten zu prüfen.

Der Anteil der Geldstrafen als Hauptstrafe betrug bei Ver­
urteilungen gemäß § 115 StGB 1987 etwa 18 Prozent. Es be­
steht kein Anlaß, diesen Anteil zu reduzieren. Für die Höhe 
auch dieser Strafe wird der generelle Grundsatz richtig an­
gewendet, daß die Tatschwere und nicht die Vermögenslage 
des Täters maßgebend ist. Wie die 3. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts orientierte, werden in der Regel Geldstrafen 
über 500 M ausgesprochen. Zutreffend wird auch mehr auf 
Geldstrafen zwischen 1 000 und 2 000 M erkannt.

Das Hauptproblem bleibt ein differenziertes Reagieren, 
und zwar ausgehend von der richtigen Bewertung der Tat­
folgen, der Tatmotive und der Schuld, um auch damit zu 
sichern, daß die erkannte Maßnahme tat- und täterbezogen 
nachhaltig wirkt. In diesem Sinne ist dies ein Beitrag zur 
Verwirklichung der Strafzwecke gemäß Art. 2 StGB in ihrer 
Einheit von Schutz, Vorbeugung und Erziehung.

Zum Ausgleichsanspruch

Bei den Entscheidungen gemäß § 338 Abs. 3 ZGB sind nach 
der 3. Plenartagung des Obersten Gerichts wesentliche Ver­
änderungen eingetreten, indem insbesondere eine z. T. eng­
herzige Praxis bei der Festlegung der Höhe der Ausgleichs­
beträge überwunden wurde. Die dazu gemeinsam vom Kolle­
gium für Strafrecht und vom Kollegium für Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrecht des Obersten Gerichts erarbeiteten Hinweise 
vom 6. Januar 1988° tragen zur Durchsetzung einheitlicher 
Maßstäbe bei. Einer Verbesserung der Arbeit der Gerichte 
aus strafrechtlicher Sicht bedarf es hinsichtlich der Belehrung 
der Geschädigten über ihre Ansprüche (einschließlich der 
Höhe) und der möglichst endgültigen Entscheidung darüber 
im Strafverfahren. Durch eine verstärkte Veröffentlichung 
von entsprechenden Entscheidungen werden den Gerichten 
weitere Maßstäbe für Ausgleichsansprüche vermittelt.10

Gestaltung der Hauptverhandlungsprotokolle 
und der Urteile

Aussagekraft und Nachprüfbarkeit der Hauptverhandlungs­
protokolle sind eine unabdingbare Voraussetzung für eine 
hohe Gerichtskultur. Unmißverständlich muß aus einem Pro­
tokoll hervorgehen, ob z. B. frühere Vernehmungen als Vor­
halt oder zum Zwecke des Beweises verlesen werden. Exakt 
kenntlich zu machen ist auch, welche Teile von früheren Aus­
sagen oder Dokumenten verlesen werden. Nur dann kann 
nachgewiesen werden, auf welche Grundlagen sich das Urteil 
stützt. Der Praxis, daß am Schluß der Beweisaufnahme im 
Protokoll sämtliche verlesenen früheren Aussagen bzw. ande­
ren Dokumente aufgeführt werden, ohne daß daraus ersicht­
lich ist, welche Position der Angeklagte oder ein Zeuge zu 
früheren Aussagen bezieht (insbesondere bei notwendiger 
Aufklärung von Widersprüchen), kann nicht zugestimmt wer­
den.

Am Inhalt der Urteile sind qualitative Fortschritte er­
kennbar. So werden z. B. jene entscheidenden Fakten, die die 
Tatbestandsmäßigkeit des Handelns und der strafrechtlichen 
Folgen betreffen, konzentriert dargelegt und Formulierungen 
vermieden, die nicht den Kern des zu beurteilenden Tatvor­
gangs treffen. Umfangreiche Angaben zur persönlichen Ent­
wicklung des Angeklagten, die keinen Bezug zur Straftat und 
zu den strafrechtlichen Konsequenzen haben, gehören nicht in
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